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20. Gesetz: Wiener Auskunftspflichtgesetz. 
21. Gesetz: Wiener Abgabenordnung; Änderung. 

20. 

Gesetz vom 25. April 1988 über die Auskunfts­
pflicht (Wiener Auskunftspflichtgesetz) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

§ 1. (1) Die Organe des Landes und der 
Gemeinde Wien sowie der durch Landesgesetz 
geregelten Selbstverwaltung haben über Angelegen­
heiten ihres Wirkungsbereiches Auskunft zu ertei­
len, soweit eine gesetzliche V erschwiegenheits­
pflicht dem nicht entgegensteht. 

(2) Auskunft ist eine Wissenserklärung. Sie hat 
auf dem Wissen zu beruhen, über das ein aus­
kunftspflichtiges Organ in dem Zeitpunkt verfügt, 
in dem das Auskunftsbegehren bei ihm einlangt. 

(3) Jedermann hat das Recht, Auskünfte zu ver­
langen. 

( 4) Die Organe beruflicher Vertretungen sind 
nur gegenüber den diesen Vertretungen jeweils 
Zugehörigen auskunftspflichtig und dies insoweit, 
als dadurch die ordnungsgemäße Erfüllung ihrer 
gesetzlichen Aufgaben nicht verhindert wird. 

(5) Auskunft ist nur insoweit zu erteilen, als 
dadurch die Besorgung der übrigen Aufgaben eines 
Organes nicht wesentlich beeinträchtigt wird. Aus­
kunft ist nicht zu erteilen, wenn sie offenbar mut­
willig begehrt wird. 

§ 2. (1) Auskunft kann mündlich, telefonisch, 
telegrafisch, schriftlich oder fernschriftlich begehrt 
werden. 

(2) Dem Auskunftswerber kann die schriftliche 
Ausführung eines umfangreichen mündlichen oder 
telefonischen Auskunftsbegehrens sowie die Ver­
besserung eines unklaren schriftlichen Auskunftsbe­
gehrens innerhalb einer angemessenen, mindestens 
zweiwöchigen Frist aufgetragen werden. Wird 
einem solchen Auftrag nicht entsprochen, gilt das 
Auskunftsbegehren als nicht eingebracht. 

§ 3. (1) Auskunft ist nach Möglichkeit mündlich 
oder telefonisch zu erteilen. 

(2) Auskunft ist ohne unnötigen Aufschub, späte­
stens aber acht Wochen nach dem Einlangen des 
Begehrens bei dem zuständigen Organ, zu erteilen. 
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(3) Wird die Auskunft ausdrücklich verweigert 
oder nicht fristgerecht erteilt, hat das Organ auf 
Antrag des Auskunftswerbers innerhalb von drei 
Monaten ab Antrag mit schriftlichem Bescheid zu 
entscheiden, ob die Auskunft zu erteilen ist. Wird 
die Auskunft nachträglich erteilt, endet die Pflicht 
zur Bescheiderlassung. 

( 4) Langt bei einem Organ ein Begehren um 
Auskunft in einer Sache ein, die nicht in seinen 
Wirkungsbereich fällt, so hat es das Begehren 
unverzüglich an das zuständige Organ weiterzulei­
ten oder den Auskunftswerber an dieses zu weisen. 
Der Auskunftswerber ist von der Weiterleitung zu 
verständigen. 

(5) Auf Antrag des Auskunftswerbers hat das 
Organ mit schriftlichem Bescheid über seine 
Zuständigkeit zur Auskunftserteilung zu entschei­
den. 

(6) Für das in den Abs. 3 und 5 vorgesehene Ver­
fahren gilt das AVG 1950, sofern nicht für die 
Sache, in der Auskunft begehrt wird, ein anderes 
Verfahrensgesetz anzuwenden ist. Eine Berufung 
ist nur gegen Bescheide des Magistrats zulässig. 

§ 4. Die Gemeindeorgane besorgen die in diesem 
Gesetz geregelten Aufgaben im eigenen Wirkungs­
bereich der Gemeinde. 

§ 5. Dieses Gesetz tritt mit 1. Juli 1988 in Kraft. 

Der Landeshauptmann: Der Landesamtsdirektor: 

Zilk Bandion 

21. 

Gesetz vom 25. März 1988, mit dem die Wie­
ner Abgabenordnung geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Die Wiener Abgabenordnung, LGBI. für Wien 
Nr. 21/1962, zuletzt geändert durch die Kundma­
chung LGBI. für Wien Nr. 12/ 1987, wird wie folgt 
geändert: 
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